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1. Vorbemerkungen und Begehren 

Mit dem vorliegenden Ratschlag unterbreitet der Regierungsrat dem Grossen Rat eine Geset-
zesvorlage zur Anpassung des kantonalen Steuerrechts an das Harmonisierungsrecht des 
Bundes betreffend die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen und die Steuerbefreiung des 
Feuerwehrsoldes. 
 
Am 17. Dezember 2010 verabschiedeten die eidgenössischen Räte das Bundesgesetz über die 
Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen (AS 2011, 3259; Botschaft Bundesrat BBl 2005, 
575). Die Neuregelung erfolgte wegen der unterschiedlichen Veranlagungspraxis in den Kanto-
nen und der damit verbundenen Rechtsunsicherheiten für die Unternehmen. Mit der einheitli-
chen neuen Gesetzesregelung sollen die bisherigen Unsicherheiten beseitigt und die Zuteilung 
von Mitarbeiterbeteiligungen erleichtert werden. Geregelt wird auch die Besteuerung von Mitar-
beiteroptionen bei internationalen Verhältnissen, wenn Mitarbeitende ihren Wohnsitz in der 
Schweiz nicht während der ganzen Dauer der Nichtausübbarkeit der Optionen haben. 
 
Am 17. Juni 2011 hat der Bund das Bundesgesetz über die Steuerbefreiung des Feuerwehrsol-
des (AS 2012, 489; Botschaft Bundesrat BBl 2010, 2855) erlassen. Die steuerliche Behandlung 
des Feuerwehrsoldes wurde in den Kantonen bisher sehr unterschiedlich praktiziert.  
 
Bei den beiden Bundesgesetzen handelt es sich um Mantelerlasse, welche Änderungen des 
Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer vom 14. Dezember 1990 (DBG, SR 642.11) 
und des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Ge-
meinden vom 14. Dezember 1990 (StHG, SR 642.14) enthalten.  
 
Die neuen bundesrechtlichen Bestimmungen treten auf den 1. Januar 2013 in Kraft. Sie sind für 
die Kantone zwingend. Entscheidungsspielraum haben sie nur hinsichtlich des Quellensteuer-
satzes bei der anteiligen internationalen Besteuerung von Mitarbeiteroptionen und hinsichtlich 
der Obergrenze für den steuerfreien Feuerwehrsold.  
 
Ausserdem werden bei dieser Gelegenheit im Sinne einer Harmonisierung die Anpassung 
zweier Fristen-Bestimmungen an die Regelung der direkten Bundessteuer sowie eine kleine 
redaktionelle Korrektur des Gesetzestexts in § 8 Abs. 3 StG betreffend den Besteuerungszeit-
punkt von Kapitalleistungen bei interkantonalen Wohnsitzwechseln beantragt. 

2. Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen 

Mitarbeitende von Unternehmungen werden häufig durch die Abgabe von Beteiligungsrechten 
in Form von Aktien oder Optionen am Unternehmen beteiligt. Die Zuteilung von Mitarbeiterakti-
en oder -optionen stellt, soweit damit eine geldwerte Leistung des Arbeitgebers an den Arbeit-
nehmer verbunden ist, Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit dar. Bei allen Mitar-
beiterbeteiligungen stellt sich jeweils die Frage, ob das Einkommen bereits beim Erwerb der 
Beteiligung, beim Wegfall der Verfügungssperre oder erst bei der Ausübung realisiert wird.  
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Mit der Ausgabe von Mitarbeiteroptionen räumen die Unternehmen ihren Angestellten entgelt-
lich oder unentgeltlich das Recht ein, innert bestimmter Frist und zu bestimmten Konditionen 
Aktien der Unternehmung zu einem im Voraus festgesetzten Preis (Ausübungspreis) zu erwer-
ben. Die Optionen können mit Bedingungen verknüpft sein (sog. Vesting-Klauseln) und/oder 
mit einer Verfügungssperre belegt werden. Sind die Mitarbeiteroptionen, bspw. wegen individu-
eller Bedingungen, langer Laufzeiten oder Sperrfristen, objektiv nicht bewertbar, erfolgt die Be-
steuerung erst bei Ausübung der Option, d.h. beim Erwerb der Aktien. 
 
Nach der neuen bundesrechtlichen Regelung werden die geldwerten Vorteile aus Mitarbeiterbe-
teiligungen steuerlich wie folgt behandelt: 
 
− Mitarbeiteraktien werden im Zeitpunkt des Erwerbs besteuert. Ausschlaggebend ist dabei 

der zivilrechtliche Rechtserwerb. Die steuerbare Leistung entspricht dem Verkehrswert der 
Aktien vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis. Sperrfristen sind mit einem Diskont von 
6% pro Sperrjahr auf dem Verkehrswert zu berücksichtigen. Der Diskont gilt längstens für 
zehn Jahre. Dies entspricht bereits der geltenden Veranlagungspraxis. 

 
− Börsenkotierte Mitarbeiteroptionen, die nicht gesperrt, sondern frei verfügbar sind, werden 

ebenfalls im Zeitpunkt des Erwerbs besteuert.  
 
− Nicht börsenkotierte oder gesperrte Mitarbeiteroptionen werden neu nicht mehr im Zeitpunkt 

ihrer Zuteilung, sondern erst im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. Die steuerbare Leistung 
entspricht dem Verkehrswert der Aktien im Zeitpunkt der Ausübung der Option, vermindert 
um den Ausübungspreis. Die Besteuerung im Ausübungszeitpunkt hat den Vorteil, dass die 
Optionen nicht mehr nach komplizierten finanzmathematischen Formeln bewertet werden 
und dass die Mitarbeitenden nicht mehr Steuern auf einem geldwerten Vorteil entrichten 
müssen, den sie im Falle eines späteren Kursverfalls der Aktien gar nicht realisieren kön-
nen.  

 
− Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ihres Zuflusses 

steuerbar. Als unechte Mitarbeiterbeteiligungen gelten Anwartschaften auf blosse Bargeld-
abfindungen; die Mitarbeiterbeteiligung bildet hier nur das Vehikel zur Berechnung der Ab-
findungssumme.  

 
− Bei der kantonalen Vermögenssteuer sind Mitarbeiteraktien zum Verkehrswert zu bewerten. 

Allfällige Sperrfristen haben die Kantone angemessen zu berücksichtigen, doch schreibt ih-
nen das StHG die Höhe des Bewertungseinschlags nicht vor. Mitarbeiterbeteiligungen, bei 
denen der geldwerte Vorteil erst bei Ausübung des Optionsrechts als Einkommen besteuert 
wird, unterliegen der Vermögenssteuer hingegen nicht, sind aber aus Kontrollgründen bei 
ihrer Zuteilung pro memoria ohne Angabe eines Steuerwerts zu deklarieren.  

 
Die Besteuerung der Mitarbeiteroptionen im Ausübungszeitpunkt erfordert bei internationalen 
Verhältnissen, dass der Besteuerungsanspruch des Kantons gegenüber dem Ausland abge-
grenzt wird. Hatte die steuerpflichtige Person nicht während der gesamten Zeitspanne zwi-
schen Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten oder nicht börsenkotierten 
Mitarbeiteroptionen ihren Wohnsitz in der Schweiz, wird das erzielte Erwerbseinkommen an-
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teilsmässig im Verhältnis zwischen der gesamten zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne 
besteuert. Diese Regelung entspricht dem international gebräuchlichen und von der OECD 
empfohlenen Lösungsansatz zur Vermeidung von Doppelbesteuerungen bei Mitarbeiteroptio-
nen. Zur Sicherstellung der Besteuerung haben die schweizerischen Arbeitgeber einen ent-
sprechenden anteiligen Quellensteuerabzug vorzunehmen, der der Dauer der in der Schweiz 
ausgeübten Tätigkeit des Mitarbeitenden im Verhältnis zur Zeitspanne zwischen der Zuteilung 
der Option und dem Entstehen des Ausübungsrechts entspricht. Den Steuersatz für die Quel-
lensteuer bestimmen die Kantone autonom. Analog zur direkten Bundessteuer und angesichts 
des Umstands, dass Mitarbeiteroptionen in der Regel an Angehörige des oberen Kaders mit 
Einkünften in der obersten Progressionsstufe offeriert werden, wird ein Steuersatz von 26% 
vorgeschlagen; dieser Satz entspricht dem Steuersatz der zweiten Stufe des Einkommenssteu-
ertarifs. 
 
Damit das Einkommen aus Mitarbeiterbeteiligungen veranlagt werden kann, müssen die Unter-
nehmen, welche Mitarbeiterbeteiligungsprogramme betreiben, der Steuerverwaltung für jede 
Steuerperiode Bescheinigungen über die geldwerten Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligun-
gen und über die Zuteilung und Ausübung von Mitarbeiteroptionen einreichen. 

3. Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes 

Nach bisherigem Recht waren nur der Sold für Militär- und Schutzdienst sowie das Taschen-
geld für Zivildienst steuerfrei. Demgegenüber galt der Sold für den Feuerwehrdienst weder 
nach StHG noch nach DBG als steuerfrei. Auch in Basel-Stadt ist der Feuerwehrsold im Unter-
schied zu vielen anderen Kantonen grundsätzlich steuerbar. Nach § 9 der Steuerverordnung 
kann vom steuerbaren Feuerwehrsold aber ein pauschaler Berufskostenabzug von CHF 3‘000 
vorgenommen werden, so dass er in vielen Fällen schon heute faktisch steuerfrei ist. 
 
Mit dem Bundesgesetz über die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes wird der Sold für Miliz-
feuerwehrleute neu für steuerfrei erklärt. Mit einer positiven Umschreibung wird festgelegt, was 
als Feuerwehrsold zu verstehen ist, nämlich der Sold für Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit den Kernaufgaben der Feuerwehr (Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernst-
falleinsätze zur Rettung, Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr, Elementarschadenbe-
wältigung u. dgl.). Mit einer negativen Umschreibung wird ausserdem festgehalten, welche wei-
teren Entgelte im Rahmen der Feuerwehrtätigkeit nicht unter die Steuerfreiheit fallen, nämlich 
die Pauschalzulagen für Kader, die Funktionszulagen und die Entschädigungen für administra-
tive Arbeiten und für Dienstleistungen, welche die Feuerwehr freiwillig erbringt. Schliesslich 
wird, um allfällige Missbräuche zu verhindern und nur die Einkünfte mit effektivem Soldcharak-
ter von der Besteuerung auszunehmen, der steuerfreie Sold nach oben limitiert. Die Obergren-
ze beträgt bei der direkten Bundessteuer CHF 5‘000, bei den kantonalen Steuern wird sie von 
den Kantonen autonom bestimmt. Für Basel-Stadt wird im Interesse der Steuerharmonisierung 
die gleiche Obergrenze von CHF 5'000 wie bei der direkten Bundessteuer vorgeschlagen.  
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4. Erläuterungen zu den einzelnen Gesetzesbestimmungen 

Wirtschaftliche Steuerzugehörigkeit (§ 5 lit. b) 
Diese Bestimmung hält fest, dass Personen mit Wohnsitz im Ausland für Entschädigungen 
steuerpflichtig sind, die sie als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung einer juristi-
schen Person mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz erhalten. Zu den steuerbaren Ent-
schädigungen gehören nicht nur Tantiemen, Sitzungsgelder und feste Entschädigungen, son-
dern auch allfällige Mitarbeiterbeteiligungen. § 5 lit. b StG wird entsprechend ergänzt.  
 
Besteuerungszeitpunkt von Kapitalleistungen bei Domizilwechsel (§ 8 Abs. 3) 
Gemäss Art. 68 Abs. 1 StHG befindet sich bei einem Wohnsitzwechsel innerhalb der Schweiz 
die persönliche Steuerpflicht in jenem Kanton, in dem die steuerpflichtige Person am Ende der 
Steuerperiode ihren Wohnsitz hat. Die persönliche Steuerzugehörigkeit dauert somit während 
der ganzen Steuerperiode an (Grundsatz der Einheit der Steuerperiode) und der Steueran-
spruch steht jenem Kanton zu, in den die steuerpflichtige Person umgezogen ist (Zuzugsprin-
zip). Dieses Zuzugsprinzip gilt für Kapitalleistungen aus Vorsorge allerdings nicht. Diese sind 
gemäss Art. 68 Abs. 1 StHG in dem Kanton steuerbar, indem die steuerpflichtige Person im 
Zeitpunkt der Fälligkeit der Leistung ihren Wohnsitz hat. Im kantonalen Steuergesetz wird in § 8 
Abs. 3 StG nicht die Fälligkeit, sondern die Ausschüttung der Kapitalleistung als massgeblicher 
Besteuerungszeitpunkt bezeichnet. Es handelt es sich dabei um ein redaktionelles Versehen. 
§ 8 Abs. 3 StG soll daher berichtigt und an Art. 68 Abs. 1 StHG angepasst werden. 
 
Unselbständige Erwerbstätigkeit (§ 18 Abs. 1) 
Die Bestimmung umschreibt die steuerbaren Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit. 
Zu diesen Einkünften gehören auch die geldwerten Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen. 
§ 18 Abs. 1 StG wird entsprechend ergänzt und mit einem Titel versehen. Ausserdem sind ana-
log Art. 17 Abs. 1 DBG die Tantiemen in die Aufzählung der Einkünfte aus unselbständigem 
Erwerb aufzunehmen.  
 
Mitarbeiterbeteiligungen (§ 18a) 
Der neue § 18a StG umschreibt die Mitarbeiterbeteiligungen. Zu den echten Mitarbeiterbeteili-
gungen gehören die Mitarbeiteraktien und die Mitarbeiteroptionen. Von den echten sind die 
sog. unechten Mitarbeiterbeteiligungen zu unterscheiden. Bei diesen erhält der Mitarbeitende 
kein Recht auf den Bezug von Aktien, sondern es werden künftige Bar- oder Bonuszahlungen 
versprochen, deren Umfang bspw. anhand des Aktienkurses oder der Dividendenrendite der 
Unternehmung berechnet wird.  
 
Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen (§18b) 
§ 18b StG regelt den Zeitpunkt der Besteuerung, die Bestimmung der steuerbaren Leistung 
und die Höhe eines allfällig zu berücksichtigenden Diskontes bei der Zuteilung von gesperrten 
Mitarbeiteraktien. Mitarbeiteraktien sind immer beim Erwerb steuerbar. Die steuerbare Leistung 
entspricht dem Verkehrswert der Aktien vermindert um den allfälligen Erwerbspreis. Sperrfris-
ten sind mit einem Diskont von 6% pro Sperrjahr auf dem Verkehrswert der Aktien zu berück-
sichtigen. Der Diskont gilt längstens für zehn Jahre. Für nicht gesperrte börsenkotierte Mitarbei-
teroptionen gelten die gleichen Regeln.  
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Erst im Zeitpunkt der Ausübung werden demgegenüber nicht börsenkotierte oder gesperrte 
Mitarbeiteroptionen besteuert. Die steuerbare Leistung entspricht dem Verkehrswert der Aktien 
im Zeitpunkt der Ausübung der Option vermindert um den allenfalls zu bezahlenden Aus-
übungspreis.  
 
Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen (§ 18c) 
§ 18c StG bestimmt den Besteuerungszeitpunkt bei der Besteuerung von unechten Mitarbeiter-
beteiligungen. Erhalten die Mitarbeitenden Anwartschaften auf blosse Bargeldabfindungen, fin-
det die Besteuerung erst beim tatsächlichen Zufluss der Abfindung statt.  
 
Anteilsmässige Besteuerung (§ 18d) 
Der neue § 18d StG regelt die Besteuerung von gesperrten Mitarbeiteroptionen bei internatio-
nalen Verhältnissen. In der Praxis kommt es häufig vor, dass Mitarbeitende mit Mitarbeiteropti-
onen ihren Wohnsitz verlegen, bevor sie die Mitarbeiteroptionen überhaupt ausüben dürfen. In 
diesen Fällen steht das Besteuerungsrecht dem bisherigen und dem neuen Wohnsitzstaat an-
teilsmässig zu. Massgeblich für die Bestimmung des anteiligen Besteuerungsrechts ist die 
Dauer der Ausübungssperre, also die Zeitspanne während der die Option nicht ausgeübt wer-
den darf. Ist beispielsweise die Ausübung einer Option erst nach drei Jahren möglich und zieht 
die steuerpflichtige Person bereits nach zwei Jahren von der Schweiz ins Ausland, unterliegen 
bei Ausübung der Option nur zwei Drittel des geldwerten Vorteils der (Quellen-)Besteuerung. 
Zieht im umgekehrten Fall die steuerpflichtige Person nach zwei Jahren vom Ausland in die 
Schweiz, ist bei Ausübung der Option nur ein Drittel des geldwerten Vorteils steuerbar.  
 
Feuerwehrsold (§ 25 lit. hbis) 
Die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes wird in § 25 lit. hbis StG entsprechend den bundes-
rechtlichen Vorgaben umschrieben. Als Obergrenze für den steuerfreien Sold wird analog zur 
direkten Bundessteuer eine Limite von CHF 5‘000 vorgeschlagen. 
 
Vermögensbewertung bei Mitarbeiterbeteiligungen (§ 46 Abs. 2) 
Mitarbeiterbeteiligungen, die im Zeitpunkt der Zuteilung steuerbar sind, haben einen Vermö-
genswert und unterliegen deshalb auch der Vermögenssteuer. Sie werden zum Verkehrswert 
bewertet. Bei gesperrten Mitarbeiteraktien ist der mangelnden Verfügbarkeit der Aktien wegen 
der Sperrfristen angemessen Rechnung zu tragen. Dies ist neu, da nach der bisherigen Praxis 
gesperrte Aktien zum vollen Verkehrswert besteuert werden. Die Bewertung gesperrter Mitar-
beiteraktien regelt der Regierungsrat, der nach § 46 Abs. 7 StG für den Erlass der nötigen Vor-
schriften für die Vermögensbewertung zuständig ist, in der Steuerverordnung. Gesperrte und 
nicht börsenkotierte Mitarbeiteroptionen sowie unechte Mitarbeiterbeteiligungen werden bei der 
Zuteilung noch nicht als Einkommen besteuert, weshalb auch noch keine Vermögenssteuer zu 
erheben ist; sie sind in der Steuererklärung aber pro memoria ohne Steuerwert zu deklarieren.  
 
Quellensteuer (§§ 91 Abs. 2, 98 Abs. 1 und 2, 100a und 189 Abs. 1 lit. d) 
§ 91 Abs. 2 StG regelt die Besteuerung an der Quelle für ausländische Personen mit Wohnsitz 
in der Schweiz. Die Bestimmung umschreibt die steuerbaren Einkünfte aus unselbständiger 
Erwerbstätigkeit. Zu diesen Einkünften gehören auch geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteili-
gungen. § 91 Abs. 2 StG wird entsprechend ergänzt. 
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§ 98 StG regelt die Besteuerung an der Quelle für Personen mit Wohnsitz im Ausland. Die Be-
stimmung hält fest, dass diese Personen für Entschädigungen steuerpflichtig sind, die sie als 
Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung einer juristischen Person mit Sitz oder Be-
triebsstätte in der Schweiz erhalten. Zu den steuerbaren Entschädigungen gehören nicht nur 
Tantiemen, Sitzungsgelder und feste Entschädigungen, sondern auch allfällige Mitarbeiterbetei-
ligungen. § 98 Abs. 1 und 2 StG werden entsprechend ergänzt.  
 
Wechseln Mitarbeitende mit gesperrten Mitarbeiteroptionen ihren Wohnsitz ins Ausland, bevor 
sie die Mitarbeiteroptionen überhaupt ausüben dürfen, steht das Besteuerungsrecht, so 
§ 18d StG, der Schweiz anteilsmässig zu. § 100a StG sieht für diese Fälle die Besteuerung an 
der Quelle vor. Der Quellensteuersatz beträgt 26% und entspricht damit dem Satz der zweiten 
Stufe des Einkommenssteuertarifs. Die Änderung entspricht Art. 35 Abs. 1 Bst. i StHG und ist 
für die Kantone mit Ausnahme des Steuersatzes, den sie selbst bestimmen können, zwingend. 
 
§ 189 Abs. 1 lit. d StG regelt die Pflichten des Schuldners der steuerbaren Leistung im Quel-
lensteuerverfahren. Verlegen Mitarbeitende mit Mitarbeiteroptionen ihren Wohnsitz ins Ausland, 
bevor sie die Mitarbeiteroptionen ausüben, muss der Schuldner der steuerbaren Leistung die 
anteilsmässigen Steuern entrichten. Der neu eingefügte lit. d hält fest, dass das auch dann gilt, 
wenn der geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird.  
 
Bescheinigungs- und Meldepflicht des Arbeitgebers (§ 157 Abs. 1 lit. e) 
§ 157 Abs. 1 lit. e StG bestimmt, dass die Arbeitgeber die von ihnen ausgerichteten Leistungen 
an die Arbeitnehmenden der Steuerbehörde direkt in Form einer Kopie des Lohnausweises 
melden müssen. Ergänzend wird dazu festgehalten, dass Arbeitgeber auch die geldwerten Vor-
teile aus Mitarbeiterbeteiligungen sowie die Zuteilung und die Ausübung von Mitarbeiteroptio-
nen bescheinigen und melden müssen.  
 
Rekursverfahren vor der Steuerrekurskommission (§ 164 Abs. 2) 
Gemäss § 164 Abs. 2 StG besteht die Möglichkeit, die Frist für die Rekursbegründung vor der 
Steuerrekurskommission zu erstrecken. Dies ist im Bundesrecht nicht möglich (vgl. Art. 140 
Abs. 1 und 2 DBG). Die Anpassung drängt sich auf, da im Rechtsmittelverfahren die kantona-
len Steuern und die direkte Bundessteuer betroffen sind, weshalb bereits heute innert der Frist 
von Art. 140 DBG eine Begründung einzureichen ist. Wenn nötig, käme vermehrt ein zweiter 
Schriftenwechsel zur Anwendung. 
 
Rekurs an das Verwaltungsgericht (§ 171 Abs. 2 und 4) 
Nach dem bisherigen Recht bestehen für das Rechtsmittelverfahren vor dem Verwaltungsge-
richt für die kantonalen Steuern eine Rekursanmeldefrist von 10 Tagen und eine Begründungs-
frist von 30 Tagen ab Zustellung des Entscheides. Für die direkte Bundessteuer beträgt die 
Frist zur Anmeldung und Begründung 30 Tage, ohne die Möglichkeit der Fristerstreckung. Dies 
ist ungünstig. Verfahren können mit den bestehenden divergierenden Regeln nicht zusammen-
gelegt und Verfügungen müssen immer doppelt eröffnet werden, auch wenn diese inhaltlich 
identisch sind. Aus diesem Grund wird die Rechtsmittelfrist im Steuergesetz an die Frist im 
DBG angeglichen. Die Änderungen von § 171 führen somit zu einer Verfahrensvereinfachung. 
 



 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt Seite 9 

 
 
 
 

Erstmalige Anwendung des neuen Rechts (§ 234 Abs. 25) 
Vgl. dazu Abschnitt 5. 

5. Inkrafttreten 

Das Bundesgesetz über die Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen tritt auf den 1. Januar 
2013 in Kraft (Präsidialentscheid vom 9. Juni 2011). Die Kantone passen ihre Gesetzgebung 
auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens an (Art. 72m StHG).  
 
Das Bundesgesetz über die Steuerbefreiung des Feuerwehrsoldes tritt auf den 1. Januar 2013 
in Kraft (Präsidialentscheid vom 8. November 2011). Die Kantone haben ab Inkrafttreten zwei 
Jahre Zeit, ihre Gesetzgebung anzupassen (Art. 72n StHG).  
 
Gemäss § 234 Abs. 25 StG werden die materiell-rechtlichen Bestimmungen ab Steuerjahr 2013 
anwendbar. Die formellen Bestimmungen zum Rekursverfahren (§§ 164 und 171 StG) sind 
hingegen nicht periodenbezogen und werden deshalb bereits mit dem Eintritt der Rechtskraft 
des Grossratsbeschlusses wirksam. 

6. Finanzielle Auswirkungen 

Bei der Einkommenssteuer haben die neuen Bestimmungen zur Besteuerung von Mitarbeiter-
beteiligungen keine nennenswerten Auswirkungen auf die Steuereinnahmen, da sie im Wesent-
lichen der bisherigen Veranlagungspraxis entsprechen. Ebenfalls keine nennenswerten Auswir-
kungen auf das Steueraufkommen hat die Steuerbefreiung des Feuerwehrsolds. 
 
Bei der Vermögenssteuer sind die Steuerausfälle infolge der Berücksichtigung der Sperrfristen 
bei der Bewertung von gesperrten Mitarbeiteraktien nicht näher bezifferbar, da der Bestand an 
Mitarbeiterbeteiligungen und die Dauer allfälliger Sperrfristen statistisch nicht erfasst wird. Nach 
Einschätzung der Steuerverwaltung ist mit Steuerausfällen von CHF 1 bis 2 Mio. zu rechnen. 

7. Formelle Prüfungen und Regulierungsfolgenabschätzung 

Das Finanzdepartement hat die Vorlage nach § 8 des Finanzhaushaltsgesetzes geprüft. 
 
Das Justiz- und Sicherheitsdepartement hat die Bestimmungen des Gesetzesentwurfs im Hin-
blick auf ihre Aufnahme in die Gesetzessammlung formell geprüft.  
 
Die Gesetzesvorlage hat aufgrund der Quellensteuer- und Bescheinigungspflicht für Mitarbei-
terbeteiligungen kleinere Auswirkungen für die betroffenen Unternehmen. Zu Mehrbelastungen 
kommt es allerdings nicht, da die Lohnbescheinigungspflicht schon bisher auch für Mitarbeit-
erbeiterbeteiligungen bestanden hat. Die KMU sind, da Mitarbeiterbeteiligungsprogramme 
hauptsächlich von börsenkotierten und international tätigen Grossunternehmen angeboten 
werden, durch die neuen Vorschriften kaum betroffen. 
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8. Anträge an den Grossen Rat 

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Regierungsrat dem Grossen Rat 
die folgende Beschlussfassung: 
 
Der vorgelegte Entwurf für eine Änderung des Gesetzes über die direkten Steuern (Steuerge-
setzes, StG) wird genehmigt. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

     
 
Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 
 
 
 
 
 
 
Anhang: 
− Synoptische Gegenüberstellung der bisherigen und neuen Gesetzesbestimmungen 
− Checkliste zur Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) 
 
Grossratsbeschluss betreffend Änderung des Streuergesetzes 
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Synoptische Gegenüberstellung der bisherigen und neuen Bestimmungen 
 

Geltendes Recht (StG) Vorschlag Regierungsrat (E StG) DBG 
(StHG: nicht immer identisch 

mit DBG) 

§ 5 lit. b StG 
 

b) als Mitglieder der Verwaltung 
oder Geschäftsführung von juristi-
schen Personen mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Kanton Tantiemen, 
Sitzungsgelder, feste Entschädigun-
gen oder ähnliche Vergütungen be-
ziehen; 

§ 5 lit. b E-StG 
 

b) als Mitglieder der Verwaltung 
oder Geschäftsführung von juristi-
schen Personen mit Sitz oder Be-
triebsstätte im Kanton Tantiemen, 
Sitzungsgelder, feste Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen oder 
ähnliche Vergütungen beziehen; 

Art. 5 Abs. 1 Bst. b DBG 
(Art. 4 Abs. 2 Bst. b StHG) 

b. als Mitglieder der Verwaltung oder 
Geschäftsführung von juristischen 
Personen mit Sitz oder Betriebsstät-
te in der Schweiz Tantiemen, Sit-
zungsgelder, feste Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen oder 
ähnliche Vergütungen beziehen; 

§ 8 Abs. 3 StG 
3 Bei Zuzug aus einem anderen 
Kanton beginnt die Steuerpflicht auf 
Grund persönlicher Zugehörigkeit 
am ersten Tag der Steuerperiode, in 
welcher der Wechsel des steuer-
rechtlichen Wohnsitzes stattfindet. 
Bei Wegzug in einen anderen Kan-
ton endet die Steuerpflicht auf 
Grund persönlicher Zugehörigkeit 
am letzten Tag der dem Wegzug vo-
rangehenden Steuerperiode. Kapi-
talleistungen gemäss § 39 sind 
steuerbar, wenn die steuerpflichtige 
Person im Zeitpunkt ihrer Ausschüt-
tung im Kanton steuerrechtlichen 
Wohnsitz hat. 

§ 8 Abs. 3 E-StG 
3 Bei Zuzug aus einem anderen 
Kanton beginnt die Steuerpflicht auf 
Grund persönlicher Zugehörigkeit 
am ersten Tag der Steuerperiode, in 
welcher der Wechsel des steuer-
rechtlichen Wohnsitzes stattfindet. 
Bei Wegzug in einen anderen Kan-
ton endet die Steuerpflicht auf 
Grund persönlicher Zugehörigkeit 
am letzten Tag der dem Wegzug vo-
rangehenden Steuerperiode. Kapi-
talleistungen gemäss § 39 sind steu-
erbar, wenn die steuerpflichtige Per-
son im Zeitpunkt der Fälligkeit im 
Kanton steuerrechtlichen Wohnsitz 
hat. 

Art. 68 Abs. 1 StHG 
3 Bei Wechsel des steuerrechtlichen 
Wohnsitzes innerhalb der Schweiz 
besteht die Steuerpflicht auf Grund 
persönlicher Zugehörigkeit für die 
laufende Steuerperiode im Kanton, 
in welchem der Steuerpflichtige am 
Ende dieser Periode seinen Wohn-
sitz hat. Kapitalleistungen gemäss 
Artikel 11 Absatz 3 sind jedoch in 
dem Kanton steuerbar, in dem der 
Steuerpflichtige im Zeitpunkt der 
Fälligkeit seinen Wohnsitz hat. Arti-
kel 38 Absatz 4 bleibt im Übrigen 
vorbehalten. 

§ 18 Abs. 1 StG 

 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
privatrechtlichem oder öffentlich-
rechtlichem Arbeitsverhältnis mit 
Einschluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistun-
gen, Provisionen, Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gra-
tifikationen, Trinkgelder und andere 
geldwerte Vorteile. 

§ 18 Abs. 1 E-StG  

Grundsatz 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
privatrechtlichem oder öffentlich-
rechtlichem Arbeitsverhältnis mit 
Einschluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistun-
gen, Provisionen, Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gra-
tifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, 
geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen und andere geldwerte 
Vorteile. 

Art. 17 Abs. 1 DBG 

Grundsatz 
1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
privatrechtlichem oder öffentlich-
rechtlichem Arbeitsverhältnis mit 
Einschluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistun-
gen, Provisionen, Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gra-
tifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, 
geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen und andere geldwerte 
Vorteile. 

--- § 18a E-StG 
 

Mitarbeiterbeteiligungen 
1 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen 
gelten: 

a) Aktien, Genussscheine, Partizipa-
tionsscheine, Genossenschaftsan-
teile oder Beteiligungen anderer Art, 
die die Arbeitgeberin, deren Mutter-
gesellschaft oder eine andere Kon-
zerngesellschaft den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern abgibt; 

b) Optionen auf den Erwerb von Be-

Art. 17a DBG 
(Art. 7c StHG) 

Mitarbeiterbeteiligungen 
1 Als echte Mitarbeiterbeteiligungen 
gelten: 

a. Aktien, Genussscheine, Partizipa-
tionsscheine, Genossenschaftsan-
teile oder Beteiligungen anderer Art, 
die die Arbeitgeberin, deren Mutter-
gesellschaft oder eine andere Kon-
zerngesellschaft den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern abgibt; 

b. Optionen auf den Erwerb von Be-
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teiligungen nach lit. a. 
2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligung 
gelten Anwartschaften auf blosse 
Bargeldabfindungen. 

teiligungen nach Buchstabe a. 
2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligung 
gelten Anwartschaften auf blosse 
Bargeldabfindungen. 

--- § 18b E-StG 
 

Einkünfte aus echten Mitarbeiterbe-
teiligungen 
1 Geldwerte Vorteile aus echten Mit-
arbeiterbeteiligungen, ausser aus 
gesperrten oder nicht börsenkotier-
ten Optionen, sind im Zeitpunkt des 
Erwerbs als Einkommen aus un-
selbstständiger Erwerbstätigkeit 
steuerbar. Die steuerbare Leistung 
entspricht deren Verkehrswert ver-
mindert um einen allfälligen Er-
werbspreis. 
2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die 
Berechnung der steuerbaren Leis-
tung Sperrfristen mit einem Diskont 
von 6 Prozent pro Sperrjahr auf de-
ren Verkehrswert zu berücksichti-
gen. Dieser Diskont gilt längstens 
für zehn Jahre. 
3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten 
oder nicht börsenkotierten Mitarbei-
teroptionen werden im Zeitpunkt der 
Ausübung besteuert. Die steuerbare 
Leistung entspricht dem Verkehrs-
wert der Aktie bei Ausübung ver-
mindert um den Ausübungspreis. 

Art. 17b DBG 
(Art. 7d StHG) 

Einkünfte aus echten Mitarbeiterbe-
teiligungen  
1 Geldwerte Vorteile aus echten Mit-
arbeiterbeteiligungen, ausser aus 
gesperrten oder nicht börsenkotier-
ten Optionen, sind im Zeitpunkt des 
Erwerbs als Einkommen aus un-
selbstständiger Erwerbstätigkeit 
steuerbar. Die steuerbare Leistung 
entspricht deren Verkehrswert ver-
mindert um einen allfälligen Er-
werbspreis. 
2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die 
Berechnung der steuerbaren Leis-
tung Sperrfristen mit einem Diskont 
von 6 Prozent pro Sperrjahr auf de-
ren Verkehrswert zu berücksichti-
gen. Dieser Diskont gilt längstens 
für zehn Jahre. 
3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten 
oder nicht börsenkotierten Mitarbei-
teroptionen werden im Zeitpunkt der 
Ausübung besteuert. Die steuerbare 
Leistung entspricht dem Verkehrs-
wert der Aktie bei Ausübung ver-
mindert um den Ausübungspreis. 

--- § 18c E-StG 
 

Einkünfte aus unechten Mitarbeiter-
beteiligungen  

Geldwerte Vorteile aus unechten 
Mitarbeiterbeteiligungen sind im 
Zeitpunkt ihres Zuflusses steuerbar. 

Art. 17c DBG 
(Art. 7e StHG) 

Einkünfte aus unechten Mitarbeiter-
beteiligungen  

Geldwerte Vorteile aus unechten 
Mitarbeiterbeteiligungen sind im 
Zeitpunkt ihres Zuflusses steuerbar. 

--- § 18d E-StG 
 

Anteilsmässige Besteuerung 

Hatte die steuerpflichtige Person 
nicht während der gesamten Zeit-
spanne zwischen Erwerb und Ent-
stehen des Ausübungsrechts der 
gesperrten Mitarbeiteroptionen 
(§ 18b Abs. 3) steuerrechtlichen 
Wohnsitz oder Aufenthalt in der 
Schweiz, so werden die geldwerten 
Vorteile daraus anteilsmässig im 
Verhältnis zwischen der gesamten 
zu der in der Schweiz verbrachten 
Zeitspanne besteuert. 

Art. 17d DBG 
(Art. 7f StHG) 

Anteilsmässige Besteuerung 

Hatte der Steuerpflichtige nicht wäh-
rend der gesamten Zeitspanne zwi-
schen Erwerb und Entstehen des 
Ausübungsrechts der gesperrten 
Mitarbeiteroptionen (Art. 17b Abs. 3) 
steuerrechtlichen Wohnsitz oder 
Aufenthalt in der Schweiz, so wer-
den die geldwerten Vorteile daraus 
anteilsmässig im Verhältnis zwi-
schen der gesamten zu der in der 
Schweiz verbrachten Zeitspanne 
besteuert. 

--- § 25 lit. hbis E-StG 
 

i) der Sold der Milizfeuerwehrleute 

Art. 24 Bst. fbis DBG 
(Art. 7 Abs. 4 Bst. hbis StHG) 

f bis. der Sold der Milizfeuerwehrleute 



 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt Seite 13 

 
 
 
 

bis zum Betrag von jährlich 5'000 
Franken für Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit der Erfüllung der 
Kernaufgaben der Feuerwehr 
(Übungen, Pikettdienste, Kurse, In-
spektionen und Ernstfalleinsätze zur 
Rettung, Brandbekämpfung, allge-
meinen Schadenwehr, Elementar-
schadenbewältigung und derglei-
chen); ausgenommen sind Pau-
schalzulagen für Kader, Funktions-
zulagen sowie Entschädigungen für 
administrative Arbeiten und für 
Dienstleistungen, welche die Feuer-
wehr freiwillig erbringt; 

bis zum Betrag von jährlich 5000 
Franken für Dienstleistungen im Zu-
sammenhang mit der Erfüllung der 
Kernaufgaben der Feuerwehr 
(Übungen, Pikettdienste, Kurse, In-
spektionen und Ernstfalleinsätze zur 
Rettung, Brandbekämpfung, allge-
meinen Schadenwehr, Elementar-
schadenbewältigung und derglei-
chen); ausgenommen sind Pau-
schalzulagen für Kader, Funktions-
zulagen sowie Entschädigungen für 
administrative Arbeiten und für 
Dienstleistungen, welche die Feuer-
wehr freiwillig erbringt; 

§ 46 Abs. 2 E-StG 
2 Wertpapiere und Forderungen 
werden nach ihrem Kurswert und in 
Ermangelung eines solchen nach 
dem Verkehrswert oder nach dem 
inneren Wert bewertet. Falls deren 
Gesamtertragswert (Summe der Er-
trägnisse, kapitalisiert zu einem vom 
Regierungsrat festzulegenden Satz) 
niedriger ist als deren Gesamtver-
kehrswert (Summe der zu Kurs-, 
Verkehrs- oder inneren Werten be-
werteten Wertpapiere und Forde-
rungen), wird das Mittel der beiden 
Werte besteuert. 

§ 46 Abs. 2 E-StG 
2 Wertpapiere und Forderungen 
werden nach ihrem Kurswert und in 
Ermangelung eines solchen nach 
dem Verkehrswert oder nach dem 
inneren Wert bewertet. Falls deren 
Gesamtertragswert (Summe der Er-
trägnisse, kapitalisiert zu einem vom 
Regierungsrat festzulegenden Satz) 
niedriger ist als deren Gesamtver-
kehrswert (Summe der zu Kurs-, 
Verkehrs- oder inneren Werten be-
werteten Wertpapiere und Forde-
rungen), wird das Mittel der beiden 
Werte besteuert. Allfällige Sperrfris-
ten auf Mitarbeiterbeteiligungen ge-
mäss § 18b Abs. 1 sind angemes-
sen zu berücksichtigen; Mitarbeiter-
beteiligungen nach § 18b Abs. 3 und 
§ 18c sind bei Zuteilung ohne Steu-
erwert zu deklarieren. 

Art. 14a Abs. 1 und 2 StHG 
1 Mitarbeiterbeteiligungen nach Arti-
kel 7d Absatz 1 sind zum Verkehrs-
wert einzusetzen. Allfällige Sperrfris-
ten sind angemessen zu berücksich-
tigen. 
2 Mitarbeiterbeteiligungen nach den 
Artikeln 7d Absatz 3 und 7e sind bei 
Zuteilung ohne Steuerwert zu dekla-
rieren. 

§ 91 Abs. 2 StG 
2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
einem Arbeitsverhältnis, mit Ein-
schluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistun-
gen, Provisionen, Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gra-
tifikationen, Trinkgelder, Tantiemen 
und andere geldwerte Vorteile sowie 
die Ersatzeinkünfte wie Taggelder 
aus Kranken- und Unfallversiche-
rung und Arbeitslosenversicherung. 

§ 91 Abs. 2 E-StG 
2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
einem Arbeitsverhältnis, mit Ein-
schluss der Nebeneinkünfte wie 
Entschädigungen für Sonderleistun-
gen, Provisionen, Zulagen, Dienstal-
ters- und Jubiläumsgeschenke, Gra-
tifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, 
geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen und andere geldwerte 
Vorteile sowie die Ersatzeinkünfte 
wie Taggelder aus Kranken- und 
Unfallversicherung und Arbeitslo-
senversicherung. 

Art. 84 Abs. 2 DBG 
2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus 
Arbeitsverhältnis, einschliesslich der 
Nebeneinkünfte wie Entschädigun-
gen für Sonderleistungen, Provisio-
nen, Zulagen, Dienstalters- und Ju-
biläumsgeschenke, Gratifikationen, 
Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte 
Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen 
und andere geldwerte Vorteile sowie 
Ersatzeinkünfte wie Taggelder aus 
Kranken- und Unfallversicherung 
und Arbeitslosenversicherung. 

§ 98 Abs. 1 und 2 StG 
1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von juristischen Personen 
mit Sitz oder tatsächlicher Verwal-
tung im Kanton unterliegen für die 
ihnen ausgerichteten Tantiemen, 
Sitzungsgelder, festen Entschädi-
gungen und ähnlichen Vergütungen 
einem Steuerabzug an der Quelle. 

§ 98 Abs. 1 und 2 E-StG 
1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von juristischen Personen 
mit Sitz oder tatsächlicher Verwal-
tung im Kanton unterliegen für die 
ihnen ausgerichteten Tantiemen, 
Sitzungsgelder, festen Entschädi-
gungen, Mitarbeiterbeteiligungen 
und ähnlichen Vergütungen einem 

Art. 93 Abs. 1 und 2 DBG) 
1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von juristischen Personen 
mit Sitz oder tatsächlicher Verwal-
tung in der Schweiz sind für die ih-
nen ausgerichteten Tantiemen, Sit-
zungsgelder, festen Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen und 
ähnlichen Vergütungen steuerpflich-
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2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung ausländischer Unterneh-
mungen, welche im Kanton Be-
triebsstätten unterhalten, unterliegen 
für die ihnen zulasten dieser Be-
triebsstätte ausgerichteten Tantie-
men, Sitzungsgelder, festen Ent-
schädigungen und ähnlichen Vergü-
tungen einem Steuerabzug an der 
Quelle. 

Steuerabzug an der Quelle. 
2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung ausländischer Unterneh-
mungen, welche im Kanton Be-
triebsstätten unterhalten, unterliegen 
für die ihnen zulasten dieser Be-
triebsstätte ausgerichteten Tantie-
men, Sitzungsgelder, festen Ent-
schädigungen, Mitarbeiterbeteili-
gungen und ähnlichen Vergütungen 
einem Steuerabzug an der Quelle. 

tig. 
2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder 
der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von ausländischen Unter-
nehmungen, welche in der Schweiz 
Betriebsstätten unterhalten, sind für 
die ihnen zu Lasten dieser Betriebs-
stätten ausgerichteten Tantiemen, 
Sitzungsgelder, festen Entschädi-
gungen, Mitarbeiterbeteiligungen 
und ähnlichen Vergütungen steuer-
pflichtig. 

§ 157 Abs. 1 lit. e StG 
 

e) Arbeitgebende über ihre Leistun-
gen an die Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen in Form eines Ex-
emplars des Lohnausweises oder in 
anderer von der Steuerverwaltung 
genehmigter Form. 

§ 157 Abs. 1 lit. e E-StG 
 

e) Arbeitgebende über ihre Leistun-
gen an die Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen in Form eines Ex-
emplars des Lohnausweises oder in 
anderer von der Steuerverwaltung 
genehmigter Form; ebenfalls zu be-
scheinigen sind geldwerte Vorteile 
aus echten Mitarbeiterbeteiligungen 
sowie die Zuteilung und die Aus-
übung von Mitarbeiteroptionen. 

Art. 45 Bst. e StHG 
(Art. 129 Abs. 1 Bst. d DBG) 

e. die Arbeitgeber über die geldwer-
ten Vorteile aus echten Mitarbeiter-
beteiligungen sowie über die Zutei-
lung und die Ausübung von Mitarbei-
teroptionen. 

§ 164 Abs. 2 StG 
2 Die Rekursschrift muss einen An-
trag und eine Begründung enthalten. 
Die Beweismittel sind der Rekurs-
schrift beizulegen oder, soweit dies 
möglich ist, genau zu bezeichnen. 
Für die Begründung kann die Frist 
erstreckt werden. 

§ 164 Abs. 2 E-StG 
2 Die Rekursschrift muss einen An-
trag und eine Begründung enthalten. 
Die Beweismittel sind der Rekurs-
schrift beizulegen oder, soweit dies 
nicht möglich ist, genau zu bezeich-
nen. Entspricht der Rekurs diesen 
Anforderungen nicht, so wird der be-
troffenen Person unter Androhung 
des Nichteintretens eine angemes-
sene Frist zur Verbesserung ange-
setzt. 

Art. 140 Abs. 1 und 2 DBG 
1 Der Steuerpflichtige kann gegen 
den Einspracheentscheid der Veran-
lagungsbehörde innert 30 Tagen 
nach Zustellung bei einer von der 
Steuerbehörde unabhängigen Re-
kurskommission schriftlich Be-
schwerde erheben. Artikel 132 Ab-
satz 2 bleibt vorbehalten. 
2 Er muss in der Beschwerde seine 
Begehren stellen, die sie begrün-
denden Tatsachen und Beweismittel 
angeben sowie Beweisurkunden 
beilegen oder genau bezeichnen. 
Entspricht die Beschwerde diesen 
Anforderungen nicht, so wird dem 
Steuerpflichtigen unter Androhung 
des Nichteintretens eine angemes-
sene Frist zur Verbesserung ange-
setzt. 

§ 171 StG 
1 Gegen den Entscheid der Steuer-
rekurskommission kann die betrof-
fene Person Rekurs an das Verwal-
tungsgericht erheben. 
2 Das Verfahren richtet sich nach 
den Bestimmungen des Gesetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege. 
3 Der Rekurs an das Verwaltungsge-
richt steht auch der Steuerverwal-
tung offen. 

§ 171 E-StG 
1 Gegen den Entscheid der Steuer-
rekurskommission kann die betrof-
fene Person Rekurs an das Verwal-
tungsgericht erheben. 
2 Der Rekurs ist innert 30 Tagen seit 
der Zustellung des Entscheids beim 
Verwaltungsgericht zu erheben. 
§ 164 Abs. 2 gilt sinngemäss.  
3 Der Rekurs an das Verwaltungsge-
richt steht auch der Steuerverwal-
tung offen. 
4 Im Übrigen richtet sich das Verfah-
ren nach den Bestimmungen des 
Gesetzes über die Verwaltungs-

Art. 145 DBG 
1 Das kantonale Recht kann den 
Weiterzug des Beschwerdeent-
scheides an eine weitere verwal-
tungsunabhängige kantonale In-
stanz vorsehen. 
2 Die Artikel 140–144 gelten sinn-
gemäss. 
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rechtspflege. 

 

--- § 189 Abs. 1 lit. d E-StG 
 

d) die anteilsmässigen Steuern auf 
im Ausland ausgeübten Mitarbeiter-
optionen zu entrichten; die Arbeit-
geberin schuldet die anteilsmässige 
Steuer auch dann, wenn der geld-
werte Vorteil von einer ausländi-
schen Konzerngesellschaft ausge-
richtet wird. 

Art. 100 Abs. 1 Bst. d DBG 
(Art. 37 Abs. 1 Bst. d StHG) 

d. die anteilsmässigen Steuern auf 
im Ausland ausgeübten Mitarbeiter-
optionen zu entrichten; die Arbeit-
geberin schuldet die anteilsmässige 
Steuer auch dann, wenn der geld-
werte Vorteil von einer ausländi-
schen Konzerngesellschaft ausge-
richtet wird. 

--- § 234 Abs. 25 E-StG 
25 Die Änderungen und Ergänzun-
gen gemäss Grossratsbeschluss 
vom tt.mm. jjjj sind erstmals für die 
Steuern der Steuerperiode 2013 
anwendbar, vorbehältlich der Ände-
rungen und Ergänzungen zu den 
§§ 164 Abs. 2 und 171 Abs. 2 und 4, 
welche mit Eintritt der Rechtskraft 
des Grossratsbeschlusses wirksam 
werden. 

--- 

   

 
 



 

Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) 
 
 
Änderung vom 
 
Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des Regie-
rungsrates Nr. … vom …, beschliesst: 
 
 

I. 
 
Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
§ 5 lit. b erhält folgende neue Fassung: 

 
b) als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen mit 
Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen; 

 
§ 8 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 

 
3 Bei Zuzug aus einem anderen Kanton beginnt die Steuerpflicht auf Grund persönli-
cher Zugehörigkeit am ersten Tag der Steuerperiode, in welcher der Wechsel des 
steuerrechtlichen Wohnsitzes stattfindet. Bei Wegzug in einen anderen Kanton endet 
die Steuerpflicht auf Grund persönlicher Zugehörigkeit am letzten Tag der dem Weg-
zug vorangehenden Steuerperiode. Kapitalleistungen gemäss § 39 sind steuerbar, 
wenn die steuerpflichtige Person im Zeitpunkt der Fälligkeit im Kanton steuerrechtli-
chen Wohnsitz hat. 
 

Vor § 18 wird folgender neuer Titel eingefügt: 

 

a) Grundsatz 
 

§ 18 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 

 
§ 18. Steuerbar sind alle Einkünfte aus privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem 
Arbeitsverhältnis mit Einschluss der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für Son-
derleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifi-
kationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen 
und andere geldwerte Vorteile. 

 
Nach § 18 werden folgende §§ 18a-18d samt Titel b-e eingefügt: 

 
b) Mitarbeiterbeteiligungen 
 
§ 18a. Als echte Mitarbeiterbeteiligungen gelten: 
a) Aktien, Genussscheine, Partizipationsscheine, Genossenschaftsanteile oder Betei-
ligungen anderer Art, die die Arbeitgeberin, deren Muttergesellschaft oder eine ande-
re Konzerngesellschaft den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern abgibt; 
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b) Optionen auf den Erwerb von Beteiligungen nach lit. a. 
2 Als unechte Mitarbeiterbeteiligung gelten Anwartschaften auf blosse Bargeldabfin-
dungen. 
 
c) Einkünfte aus echten Mitarbeiterbeteiligungen 
 
§ 18b. Geldwerte Vorteile aus echten Mitarbeiterbeteiligungen, ausser aus gesperr-
ten oder nicht börsenkotierten Optionen, sind im Zeitpunkt des Erwerbs als Einkom-
men aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit steuerbar. Die steuerbare Leistung ent-
spricht deren Verkehrswert vermindert um einen allfälligen Erwerbspreis. 
2 Bei Mitarbeiteraktien sind für die Berechnung der steuerbaren Leistung Sperrfristen 
mit einem Diskont von 6 Prozent pro Sperrjahr auf deren Verkehrswert zu berück-
sichtigen. Dieser Diskont gilt längstens für zehn Jahre. 
3 Geldwerte Vorteile aus gesperrten oder nicht börsenkotierten Mitarbeiteroptionen 
werden im Zeitpunkt der Ausübung besteuert. Die steuerbare Leistung entspricht 
dem Verkehrswert der Aktie bei Ausübung vermindert um den Ausübungspreis. 
 
d) Einkünfte aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen  
 
§ 18c. Geldwerte Vorteile aus unechten Mitarbeiterbeteiligungen sind im Zeitpunkt ih-
res Zuflusses steuerbar. 
 
e) Anteilsmässige Besteuerung 
 
§ 18d. Hatte die steuerpflichtige Person nicht während der gesamten Zeitspanne zwi-
schen Erwerb und Entstehen des Ausübungsrechts der gesperrten Mitarbeiteroptio-
nen (§ 18b Abs. 3) steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz, so 
werden die geldwerten Vorteile daraus anteilsmässig im Verhältnis zwischen der ge-
samten zu der in der Schweiz verbrachten Zeitspanne besteuert. 

 
Nach § 25 lit. h wird folgende lit. h

bis
 eingefügt: 

 
hbis) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von jährlich 5'000 Franken für 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuer-
wehr (Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr, Elementarschadenbewältigung und 
dergleichen); ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader, Funktionszulagen so-
wie Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, welche die 
Feuerwehr freiwillig erbringt; 

 

§ 46 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

 
2 Wertpapiere und Forderungen werden nach ihrem Kurswert und in Ermangelung 
eines solchen nach dem Verkehrswert oder nach dem inneren Wert bewertet. Falls 
deren Gesamtertragswert (Summe der Erträgnisse, kapitalisiert zu einem vom Regie-
rungsrat festzulegenden Satz) niedriger ist als deren Gesamtverkehrswert (Summe 
der zu Kurs-, Verkehrs- oder inneren Werten bewerteten Wertpapiere und Forderun-
gen), wird das Mittel der beiden Werte besteuert. Allfällige Sperrfristen auf Mitarbei-
terbeteiligungen gemäss § 18b Abs. 1 sind angemessen zu berücksichtigen; Mitar-
beiterbeteiligungen nach § 18b Abs. 3 und § 18c sind bei Zuteilung ohne Steuerwert 
zu deklarieren. 
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§ 91 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 

 
2 Steuerbar sind alle Einkünfte aus einem Arbeitsverhältnis, mit Einschluss der Ne-
beneinkünfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, 
Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, 
geldwerte Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile sowie 
die Ersatzeinkünfte wie Taggelder aus Kranken- und Unfallversicherung und Arbeits-
losenversicherung. 

 
§ 98 Abs. 1 und 2 erhalten folgende neue Fassung: 

 
§ 98. Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung 
von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton unterlie-
gen für die ihnen ausgerichteten Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen einem Steuerabzug an der 
Quelle. 
2 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung aus-
ländischer Unternehmungen, welche im Kanton Betriebsstätten unterhalten, unterlie-
gen für die ihnen zulasten dieser Betriebsstätte ausgerichteten Tantiemen, Sitzungs-
gelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteiligungen und ähnlichen Vergütungen 
einem Steuerabzug an der Quelle. 

 
Nach § 100 wird folgender § 100a samt Titel 6

bis 
eingefügt: 

 
6bis. Empfänger und Empfängerinnen von Mitarbeiterbeteiligungen 
 
§ 100a. Personen, die im Zeitpunkt des Zuflusses von geldwerten Vorteilen aus ge-
sperrten Mitarbeiteroptionen (§ 18b Abs. 3) im Ausland wohnhaft sind, werden für 
den geldwerten Vorteil anteilsmässig nach § 18d steuerpflichtig. 
2 Die Steuer beträgt 26 Prozent des geldwerten Vorteils. 

 
 
§ 157 Abs. 1 lit. e erhält folgende neue Fassung: 

 
e) Arbeitgebende über ihre Leistungen an die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
in Form eines Exemplars des Lohnausweises oder in anderer von der Steuerverwal-
tung genehmigter Form; ebenfalls zu bescheinigen sind geldwerte Vorteile aus ech-
ten Mitarbeiterbeteiligungen sowie die Zuteilung und die Ausübung von Mitarbeiterop-
tionen. 

 
§ 164 Abs. 2 Sätze 2 und 3 erhalten folgende neue Fassung: 

 

Die Beweismittel sind der Rekursschrift beizulegen oder, soweit dies nicht möglich 
ist, genau zu bezeichnen. Entspricht der Rekurs diesen Anforderungen nicht, so wird 
der betroffenen Person unter Androhung des Nichteintretens eine angemessene Frist 
zur Verbesserung angesetzt. 

 

§ 171 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
2 Der Rekurs ist innert 30 Tagen seit der Zustellung des Entscheids beim Verwal-
tungsgericht zu erheben. § 164 Abs. 2 gilt sinngemäss. 
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§ 171 wird um folgenden Abs. 4 ergänzt: 

 
4 Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege. 

 
Nach § 189 Abs. 1 lit. c  wird folgende lit. d eingefügt: 

 
d) die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbeiteroptionen zu 
entrichten; die Arbeitgeberin schuldet die anteilsmässige Steuer auch dann, wenn der 
geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet wird. 

 
§ 234 wird um folgenden Abs. 25 ergänzt: 

 
25 Die Änderungen und Ergänzungen gemäss Grossratsbeschluss vom tt.mm.jjjj sind 
erstmals für die Steuern der Steuerperiode 2013 anwendbar, vorbehältlich der Ände-
rungen und Ergänzungen zu den §§ 164 Abs. 2 und 171 Abs. 2 und 4, welche mit 
Eintritt der Rechtskraft des Grossratsbeschlusses wirksam werden. 
 

 
II. 

 
Diese Änderung ist zu publizieren. Sie unterliegt dem Referendum und wird mit Eintritt ihrer 
Rechtskraft wirksam. 
















